
Redebeitrag für „Tatort Kurdistan“ auf der Abschlusskundgebung der Demonstration 

gegen die sogenannte Sicherheitskonferenz (SiKo) in München am 2.2.2013   

 

Liebe Freundinnen und Freunde! 

Liebe Kriegsgegnerinnen und Kriegsgegner! 

 

Ende Oktober letzten Jahres haben in Berlin Tausende gegen die deutsch-türkische 

Waffenbrüderschaft und die Auswirkungen auf den Krieg gegen die kurdische Bevölkerung 

unter anderem mit dem Motto „Frieden statt Erdogan – Kriegstreiber unerwünscht! Krieg 

beginnt hier – beenden wir ihn hier!“ demonstriert. Der Krieg gegen die kurdische 

Bevölkerung wäre ohne die militärische, wirtschaftliche und öffentlichkeitswirksame 

Unterstützung der BRD und der NATO in der Art und Weise, wie er geführt wurde und wird, 

nicht möglich. Der türkische Ministerpräsident Erdogan war zur Eröffnung der neuen 

türkischen Botschaft in die Hauptstadt gekommen, ein Besuch unter Freunden wie kundgetan 

wurde. Bundeskanzlerin Merkel sicherte Erdogan bei diesem Besuch die weitere volle 

Unterstützung in der Syrienpolitik und im Kampf gegen die kurdische Freiheitsbewegung zu. 

 

Die Türkei ist Frontstaat der NATO im Nahen Osten. Es geht aktuell um die politische 

Neugestaltung in der Region. Dabei geht es nicht um die Forderungen der Menschen nach 

Menschenwürde, Demokratisierung und sozialer Gerechtigkeit, sondern um die Sicherung des 

strategischen und wirtschaftlichen Einflusses der NATO-Staaten, wobei die Türkei 

gleichzeitig noch ihre eigenen Großmachtpläne verfolgt. Dies geht einher mit einer 

zunehmenden Militarisierung nach innen und außen. 

Jegliche Opposition gegen diese Politik, insbesondere die kurdische Freiheitsbewegung, wird 

verfolgt. In Nordkurdistan finden täglich Razzien und Verhaftungen statt. Allein seit 2009 

wurden mehr als 10.000 Menschen festgenommen: gewählte BürgermeisterInnen, 

GewerkschafterInnen, Frauen- und MenschenrechtsaktivistInnen, Journalisten etc. Viele 

wurden zu langjährigen Haftstrafen verurteilt. Die türkische Regierung setzt in der kurdischen 

Frage nach wie vor auf eine militärische und repressive Lösung. Etwas anderes ist aus den 

unvermindert andauernden militärischen Operationen und Besatzungsmacht-Verhalten in den 

kurdischen Gebieten nicht zu entnehmen. 

  

Mit Billigung und Unterstützung der NATO arbeitet die Türkei systematisch auf einen 

Regimewechsel in Syrien hin. Das Assad-Regime soll letztlich durch ein Regime ersetzt 

werden, das den Einfluss der NATO in der Region verbessert und absichert. Seit Monaten 

werden Truppen-, Panzerverbände und Kampfflugzeuge in die türkisch-syrische Grenzregion, 

d.h. in die kurdischen Gebiete verlegt. Diese militärische Aufrüstung im Süd-Osten der Türkei 

richtet sich entgegen anderer Begründungen in erster Linie gegen die kurdische 

Freiheitsbewegung im eigenen Land wie auch in Syrien, die mit dem Aufbau von 

Selbstverwaltungsstrukturen damit begonnen hat ein alternatives Gesellschaftsmodell zu 

entwickeln, das der Interessenslage von türkischem Staat und NATO entgegensteht. 

 

Am 4.10.2012 wurde im türkischen Parlament im Eilverfahren mit den Stimmen der Erdogan 

Partei AKP und den Faschisten der MHP dem türkischen Militär eine Blankovollmacht für 

jede militärische Intervention in Syrien erteilt. Die Mehrheit der türkischen Bevölkerung lehnt 

den Kriegskurs ab. Dies gilt auch für die Stationierung von Patriot-Raketen. Protestaktionen 

der Friedensbewegung, vor allem organisiert von kurdischen AktivistInnen, anderen linken 

Organisationen und Gewerkschaften wurden mit brutaler Polizeigewalt angegriffen und 

versucht zu verhindern. Gleichwohl nimmt der Widerstand gegen die Kriegspolitik im ganzen 

Land zu.   

 



Denn die nun erfolgte Stationierung von Patriot-Raketen im Rahmen der „Nato-Solidarität“ 

hat nichts mit Grenzsicherung oder Abwehr von Granatenbeschuss aus Richtung Syrien zu 

tun (wobei völlig offen ist von wem und warum der Beschuss erfolgt). Das syrische Militär 

wird keinen Angriff auf die Türkei starten. Welchen Sinn sollte das angesichts der realen 

militärischen Kräfteverhältnisse und auch politisch machen?  

Sinnvoll ist die Stationierung von Patriot-Raketen jedoch dann, wenn damit die von NATO 

und Türkei immer wieder propagierte Flugverbotszone im Norden Syriens, d.h. in den 

mehrheitlich von kurdischer Bevölkerung bewohnten Gebieten durchgesetzt werden soll. Ein 

solches Vorgehen richtet sich gegen die fortschrittlichen Teile der Opposition in Syrien, die 

sich gegen das Assad-Regime, aber auch gegen die sogenannte  „Freie Syrische Armee“, den 

selbsternannten und vom Ausland unterstützten „Syrischen Nationalrat“ und klar gegen 

jegliche imperialistische Intervention stellen. Unter maßgeblicher Beteiligung der PYD, der 

kurdischen „Partei für demokratische Einheit“         

wurden in den kurdischen Gebieten Syriens in mehreren Städten Räte aufgebaut und die  

Selbstverteidigung organisiert. Diesen Beispielen einer fortschrittlichen Alternative gilt 

unsere Unterstützung und Solidarität. 

 

In der BRD hat eine große Kriegskoalition aus CDU, CSU, FDP, SPD und Grünen der 

Stationierung von Patriot-Raketen in der Türkei und Entsendung von Bundeswehrsoldaten 

zugestimmt. Bereits im Vorfeld dieses Beschlusses hat die BRD eine führende Rolle bei der 

Unterstützung des Kriegskurses gegen Syrien eingenommen, sie will sich damit nicht zuletzt 

eine Rolle als Profiteur beim „Wiederaufbau“ Syriens sichern. 

Wir fordern den sofortigen Rückzug der Patriot-Raketen! 

Sich gegen die Kriegstreiber-Politik der BRD zu stellen, und Solidarität mit der von dieser 

Politik in besonderem Maße betroffenen kurdischen Bevölkerung zu üben, bedeutet in der 

BRD aber auch 

- sich einzusetzen für die Flüchtlingsanerkennung von Kriegsdienstverweigerern aus der 

Türkei. Viele kurdische Jugendliche verweigern den Kriegsdienst, da sie sich u.a. nicht am 

Krieg gegen die eigene Bevölkerung beteiligen wollen.    

- sich einzusetzen für die sofortige Einstellung der §129b-Verfahren und gegen Auslieferung 

von kurdischen und linken AktivisInnen an die Türkei. 

- sich einzusetzen für die Aufhebung des seit 20 Jahren bestehenden PKK-Verbotes. Dieses 

Verbot – zustande gekommen in enger Kooperation zwischen der BRD, Türkei und NATO – 

ist die Grundlage der Kriminalisierung der kurdischen Freiheitsbewegung in der BRD. 

Internationale Solidarität bedeutet in diesem Zusammenhang auch Unterstützung der 

Forderung unserer kurdischen Freundinnen und Freunde: Freiheit für Abdullah Öcalan – 

Frieden für Kurdistan! Lassen wir unsere Solidarität praktisch werden:  

Krieg beginnt hier – beenden wir ihn hier! 

 

Brigitte Kiechle 

 

 

 

              


